
 

Richtlinie zum Schutz vor sexueller Belästigung, sexualisierter Gewalt 
und Diskriminierung  

Hochschule für angewandte Wissenschaften Kempten  

1. Präambel 
Die Hochschule Kempten ist an einem von Vielfalt geprägten Miteinander interessiert und 
setzt sich aktiv für einen respektvollen, fairen, konstruktiven und wertschätzenden Umgang 
mit diversen Lebensrealitäten der Hochschulmitglieder ein.  

Zu einem gesunden Arbeits- und Lernort gehört nach dem Selbstverständnis der Hochschule 
Kempten ein offener und differenzsensibler Umgang miteinander und ein gewalt- und 
diskriminierungsfreies Klima.  

Sexuelle Belästigung, sexualisierte Gewalt und Diskriminierung aller Art verletzt die Würde der 
Einzelnen und beschneidet sie in ihren Rechten. Die Persönlichkeitsentwicklung, die 
Handlungs- und Lernfähigkeit und das Selbstwertgefühl werden dadurch massiv verletzt.  

Daher werden weder sexuelle Belästigung noch sexualisierte Gewalt noch Diskriminierung an 
der Hochschule Kempten geduldet.  

Die Hochschule Kempten nimmt ihre Aufgabe ernst, auf Basis des Grundgesetzes, die 
individuellen Persönlichkeitsrechte der Einzelnen zu schützen. Die Reflexion von 
Abhängigkeitsverhältnissen in Lehre, Forschung, Ausbildung, Verwaltung und 
Selbstverwaltung ist Teil des Hochschulalltags. 

Durch die Implementierung eines geregelten Beschwerdemanagements und die Errichtung 
und personelle Besetzung einer zuständigen Beschwerdestelle nach § 13 AGG1 und Art. 25 
Abs. 1 Sätze 2 und 5, Abs. 2 Sätze 1 und 5 BayHIG i. V. m. §§ 40, 41 GO2 übernimmt die 
Hochschule Kempten die Verantwortung für den Umgang mit durch sexuelle Belästigung, 
sexualisierte Gewalt oder Diskriminierung entstandene Missstände.  

2. Persönlicher Anwendungsbereich  
Geschützt durch diese Richtlinie werden  

- Alle an der Hochschule langfristig, aber auch vorübergehend oder gastweise 
Beschäftigten 

- Alle an der Hochschule eingeschriebenen Studierenden, Doktorandinnen und 
Doktoranden sowie Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Weiterbildungsangeboten 
der Hochschule 

- Alle an der Hochschule langfristig, aber auch vorübergehend oder gastweise 
lehrenden Professorinnen und Professoren 

- Alle Mitglieder des Hochschulrates 
- Alle Gaststudierenden sowie sonstige Gäste 

                                                                 
1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
2 Grundordnung der Hochschule für angewandte Wissenschaften Kempten v. 12. April 2023 
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3. Diskriminierung nach dem AGG  
Das AGG hat laut §1 das Ziel, „Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der 
ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen.“ (AGG §1) 
Als weitere Vielfaltsdimension, entsprechend der Charta der Vielfalt, wird auch die Kategorie 
der sozialen Herkunft im Wege der Selbstverpflichtung mit aufgenommen.  

Nach AGG §7(1) dürfen Beschäftigte nicht wegen eines in §1 AGG genannten Grundes 
benachteiligt werden. Auch wenn nur die Annahme einer in §1 AGG beschriebenen Situation 
besteht, bspw. Schwangerschaft, nicht-sichtbare Behinderung.  

Besteht, wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung, 
eine wesentliche und entscheidende Anforderung einer beruflichen Tätigkeit, die eine 
unterschiedliche Behandlung Beschäftigter zur Folge hat, ist diese Ungleichbehandlung 
gerechtfertigt. (vgl. AGG §8(1))  

Diskriminierungen können unter anderem sein:  

- Benachteiligung, bzw. Verhinderung von Teilhabe aufgrund oben genannter 
Merkmale 

- Geringschätzung und Herabsetzung aufgrund oben genannter Merkmale durch 
Aussagen oder Handlungen 

- Physische oder psychische Gewalt aufgrund oben genannter Merkmale 
- Anweisung zur Diskriminierung, bzw. das Unterlassen von 

diskriminierungsbeendenden Maßnahmen, wenn die Pflicht zum Tätigwerden 
besteht 

Im Falle von sexueller Belästigung oder sexualisierter Gewalt handelt es sich insbesondere 
um folgende Tatbestände, die unter Strafe gestellt sind: 

- Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung, Vergewaltigung, §§ 177, 178 StGB 
- Sexuelle Belästigung, § 184i StGB 
- Straftaten aus Gruppen, § 184j StGB 

Im Falle von Diskriminierung wegen des Geschlechts handelt es sich um 

- sonstige sexuelle oder sexualisierende Handlungen und Verhaltensweisen unterhalb 
der Schwelle der §§ 177 ff. StGB, die sich in herabwürdigendem Sprachgebrauch, 
Kommentaren über das Intimleben oder den Körper Einzelner zeigen 

- Aufforderung zu sexuellem Verhalten 
- Körperliche Übergriffe und nicht gewünschte, sexuell herabwürdigende Berührungen 
- Sexuelle und sexuell herabwürdigende Emails, sexuelle und sexuell herabwürdigende 

Kommentare auf Hochschulkanälen in den sozialen Medien 
- Schmierereien auf dem Campus 
- Nutzung und Anwendung von herabwürdigenden Inhalten aus dem Internet im 

Hochschulkontext, z.B. pornografische Internetseiten 
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4. Schutznorm des Art. 25 BayHIG 
Zur Gewährleistung eines diskriminierungsfreien Lehr-, Lern-, Forschungs- und Arbeits-
umfeldes wird in Art. 25 BayHIG eine Regelung zum Schutz vor sexueller Belästigung und 
sexualisierter Gewalt aufgenommen. Diese Schutznorm wurde insbesondere für Studierende 
eingeführt, da sie vom persönlichen Anwendungsbereich des AGG ausgenommen sind (vgl. 6 
AGG). 

5. Beschwerdestelle nach dem § 13 AGG und Ansprechperson/en gemäß 
Art. 25 BayHIG 

5.1 Verpflichtung des Arbeitgebers  

Nach §12(1) AGG besteht die Pflicht für den Arbeitgeber, erforderliche Maßnahmen zum 
Schutz vor Benachteiligung wegen eines in §1 genannten Grundes zu treffen. Auch 
vorbeugende Maßnahmen sind hier inbegriffen.  

Zur Vorbeugung gehört auch, die Beschäftigten regelmäßig darauf aufmerksam zu machen, 
dass Benachteiligungen aus einem in AGG §1 genannten Grund nicht zulässig sind und auch 
nicht geduldet werden.  

Des Weiteren ist der Arbeitgeber verpflichtet im Falle einer Benachteiligung angemessen 
darauf zu reagieren.  

Für das Handeln der einzelnen Beschäftigten ist der Arbeitgeber nicht verantwortlich, 
hingegen für den Umgang mit erfolgter Diskriminierung und für die Sicherstellung eines 
diskriminierungsarmen, bzw. –freien Arbeitsumfeldes.  

5.2 Beschwerdestelle nach dem AGG §13  

§13 AGG regelt, dass Beschäftigte das Recht haben, sich bei einer zuständigen Stelle des 
Betriebs, des Unternehmens, der Dienststelle zu beschweren, sollte im Zusammenhang mit 
ihrem Beschäftigungsverhältnis vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, anderen Beschäftigten 
oder Dritten wegen eines in §1 genannten Grundes eine Benachteiligung vorliegen.  

Grundsätzlich ist jede Beschwerde zu prüfen. 

5.3 Ansprechpersonen nach dem Hochschulinnovationsgesetz Art 25 (1) und (2)  

Nach Art. 25 Hochschulinnovationsgesetz benennt die Hochschule geeignete und befähigte 
Ansprechpersonen für die Themen „Schutz vor sexueller Belästigung und sexualisierter 
Gewalt“ und „Antidiskriminierung“, die im Rahmen ihrer Aufgaben nicht an Weisungen 
gebunden sind.  

Es kann jeweils eine Ansprechperson benannt werden, es kann aber auch eine Person mit 
beiden Themen betraut sein.  

6. Beschwerdebefugnis  
Beschweren können sich grundsätzlich alle Personen, die vom persönlichen 
Anwendungsbereich unter Nr. 2 dieser Richtlinie erfasst werden. Hierfür müssen die in Nr. 3 
dieser Richtlinie genannten Straftatbestände nicht erfüllt sein bzw. die in §1 AGG benannten 
Diskriminierungsmerkmale nicht vorliegen, die subjektiv empfundene sexuelle Belästigung, 
sexualisierte Gewalt oder Diskriminierung reicht als Grundlage für eine Beschwerde aus. 
Einzelne, aber auch mehrere Beschäftigte gemeinsam sind befugt sich zu beschweren.  
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7. Umgang mit Beschwerden  
Im Folgenden werden die Grundlagen zum Umgang mit Beschwerden erläutert.  

7.1 Grundsätzlicher Umgang mit Beschwerden  

Grundsätzlich werden alle Beschwerden ernst genommen.  

Definierte Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten sowie ein transparentes und gesichertes 
Verfahren zum Umgang stellen sicher, dass Personen, die sexuelle Belästigung, sexualisierte 
Gewalt oder Diskriminierung aus Gründen erfahren haben, die in § 1 AGG und Art. 25 Abs. 2 
BayHIG genannt werden, die Unterstützung der Hochschule gegen weitere Übergriffe 
erhalten. 

Hierfür müssen die Geschehnisse, die zum Empfinden der Diskriminierung aus Gründen, die 
in § 1 AGG und Art. 25 Abs. 2 BayHIG genannt werden, oder zur sexuellen Belästigung oder 
sexualisierten Gewalt geführt haben, fundiert erläutert werden, damit der Beschwerde 
nachgegangen werden kann.  

Beschuldigte erhalten die Möglichkeit, sich zu in den Raum gestellten Vorwürfen zu äußern. 
Die Unschuldsvermutung zugunsten der beschuldigten Partei ist zu achten. Soweit eine 
Beschuldigung nicht nachgewiesen werden kann, ist dafür Sorge zu tragen, dass der 
beschuldigten Partei keine Nachteile entstehen. 

7.2 Sensibilisierung von Hochschulangehörigen 

Die Hochschule Kempten macht sich die Sensibilisierung aller vom persönlichen 
Anwendungsbereich in Nr. 2 erfassten Personen, insbesondere der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit Personalverantwortung und Professorinnen und Professoren, für die 
Problemfelder „Diskriminierung aufgrund von Merkmalen, die in §1 AGG und Art. 25 Abs. 2 
BayHIG genannt sind“ und „Sexuelle Belästigung und sexualisierte Gewalt“ zur Aufgabe. Es 
wird von allen vom persönlichen Anwendungsbereich in Nr. 2 erfassten Personen erwartet, 
respektvoll und sensibel mit dieser Thematik umzugehen. Diese Haltung von Seiten der 
Hochschule Kempten wird bereits im Einstellungsverfahren und Berufungsverfahren 
thematisiert.  

Bei der Prüfung von Führungsqualitäten soll die Kompetenz im Umgang mit Problemen 
sexueller Belästigung, sexualisierter Gewalt und Diskriminierung aus in § 1 AGG und Art. 25 
Abs. 2 genannten Gründen als Kriterium miteinbezogen werden. Trägerinnen und Träger von 
Leitungsfunktionen sollen sich durch die Teilnahme an entsprechenden Veranstaltungen 
fortbilden. 

7.3 Räumliche und logistische Umgebungsbedingungen 

Sollten räumliche und logistische Umgebungsbedingungen vorherrschen, die Diskriminierung 
aus in §1 AGG und Art. 25 Abs. 2 BayHIG genannten Gründen, sexuelle Belästigung oder 
sexualisierte Gewalt begünstigen, werden diese im Rahmen der Möglichkeiten beseitigt, bzw. 
bei Neubau entsprechend berücksichtigt.  
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7.4 Aufklärung und Kommunikation  

Das Büro für Gleichstellung, Familie und Diversity macht auf die Thematik aufmerksam und 
ermutigt alle vom persönlichen Anwendungsbereich in Nr. 2 dieser Richtlinie erfassten 
Personen, sich gegen sexuelle Belästigung, sexualisierte Gewalt und Diskriminierung 
einzusetzen und hat dafür die uneingeschränkte Unterstützung durch die Hochschulleitung.  

8. Hochschulinternes Beschwerdeverfahren  
8.1 Möglichkeiten der Beschwerde 

Grundsätzlich werden Personen, die von sexueller Belästigung, sexualisierter Gewalt oder 
Diskriminierung betroffen sind, dazu ermutigt, sich aktiv dagegen zu wehren.  

Möglichkeiten, sich zu beschweren und Hilfe zu erhalten:  

8.1.1 Meldeportal „Beschwerdestelle“ 

Auf der Homepage der Hochschule Kempten befindet sich das Meldeportal 
„Beschwerdestelle“, auf dem sich Betroffene persönlich oder anonym3 an das Büro für 
Gleichstellung, Familie und Diversity wenden können, wenn sie eine 
Diskriminierungserfahrung gemacht oder ihnen ein sexualisierter Übergriff widerfahren ist. 
Dieses Portal wird vom Büro für Gleichstellung, Familie und Diversity betreut. Nach Eingang 
der Beschwerde wird zur betroffenen Person Kontakt aufgenommen und weitere Schritte 
werden wertschätzend besprochen. Sollen in Absprache mit der betroffenen Person weitere 
Schritte im Sinne des Verfahrens nach Nr. 5.2 in Gang gesetzt werden, ist die Anonymität 
aufzuheben.  

8.1.2 Personen mit Leitungs- und Betreuungsaufgaben  

Grundsätzlich sind alle Personen mit Leitungs- und Betreuungsaufgaben für Anliegen dieser 
Art zuständig und verpflichtet, sich im Falle einer Beschwerde, dieser unverzüglich, d. h. ohne 
schuldhaftes Zögern anzunehmen und weitere Schritte zur Klärung und Beseitigung der 
sexuellen Belästigung und sexualisierten Gewalt und Diskriminierung zu unternehmen.  

8.1.3 Zentrale und Dezentrale Beauftragte für die Gleichstellung von Frauen in der 
Wissenschaft 

Mitarbeitende im wissenschaftlichen Bereich und Studierende haben das Recht, sich bei 
Diskriminierungserfahrungen und sexualisierten Übergriffen an die Zentrale Beauftragte für 
die Gleichstellung von Frauen in der Wissenschaft der Hochschule oder an die Dezentralen 
Beauftragten für die Gleichstellung von Frauen in der Wissenschaft der Fakultäten oder ihre 
jeweiligen Stellvertretungen zu wenden.  

                                                                 
3 Die Sachlage kann online in das Portal eingetragen werden. Die damit erzeugten Daten werden verschlüsselt, 
über ein Plugin, an das BGFD weitergeleitet, sodass die Identität der betroffenen Person anonym bleibt. Das 
BGFD hat dann keine Möglichkeit mit der Person Kontakt aufzunehmen. Der Eingang der Beschwerde wird 
lediglich dokumentiert. Weitere Schritte werden nicht unternommen. 
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8.1.4 Gleichstellungsbeauftragte 

Mitarbeitende im wissenschaftsstützenden Bereich haben das Recht, sich bei 
Diskriminierungserfahrungen und sexualisierten Übergriffen an die 
Gleichstellungsbeauftragten zu wenden.  

Die geschilderte Sachlage wird jeweils wertschätzend betrachtet und weitere Schritte 
besprochen. Alle mit diesen Aufgaben betrauten Personen haben Kenntnisse über 
entsprechende Unterstützungsmöglichkeiten, z.B. Kontakte zu entsprechenden 
Beratungsstellen in Kempten und Umgebung und sind über den internen Leitfaden zum 
Umgang im Erstkontakt mit sexueller Belästigung, sexualisierter Gewalt und Diskriminierung 
informiert. Anschließend geben alle Personen, welche als Erstkontaktperson im Fall von 
sexueller Belästigung, sexualisierter Gewalt oder Diskriminierung kontaktiert wurden, den Fall 
an die Ansprechperson für Antidiskriminierung bzw. an die Ansprechperson für Fragen in 
Zusammenhang mit sexueller Belästigung und sexualisierter Gewalt weiter.  

8.2 Beschwerdeverfahren  

8.2.1 Einleitung des Verfahrens 

Mit einer Beschwerde wir das Beschwerdeverfahren bei der Ansprechperson für 
Antidiskriminierung oder der Ansprechperson für Fragen in Zusammenhang mit sexueller 
Belästigung und sexualisierter Gewalt eingeleitet.  

Die Beschwerde kann schriftlich eingereicht oder mündlich zur Niederschrift vorgetragen 
werden. Die Beschwerde muss die Ereignisse, die als diskriminierend empfunden wurden oder 
die einen der in Nr. 3 genannten Tatbestände der sexuellen Belästigung oder sexualisierten 
Gewalt erfüllen sollen, sachlich beschreiben und darüber aufklären, welche weiteren Stellen 
einbezogen wurden.  

Bei Bedarf ist eine dolmetschende Person hinzuzuziehen.  

Eine Beschwerde kann anonym erfolgen. Auch bei einer anonym eingereichten Beschwerde 
besteht die Pflicht den Sachverhalt durch das Beschwerdegremium soweit wie möglich 
nachzuvollziehen und soweit als möglich auf Haltbarkeit zu prüfen.  

8.2.2 Unterrichtung der Beschwerde führenden Person  

Die Beschwerde führende Person wird über ihre Rechte und Pflichten und den Ablauf des 
Beschwerdeverfahrens umfassend unterrichtet. Außerdem werden ihr ggf. 
Unterstützungsangebote, z.B. Beratungsstellen, vorgestellt.  

8.2.3 Vertraulichkeit 

Zum Schutz der berechtigten Interessen der beteiligten Personen ist die Vertraulichkeit soweit 
wie möglich gewährleistet. Nur Personen, die in das Beschwerdeverfahren involviert sind, 
werden in Kenntnis gesetzt.  

8.2.4 Übergabe an das Beschwerdegremium  

Die Ansprechperson übergibt nach Aufnahme und Dokumentation der Beschwerde den Fall 
an das Beschwerdegremium ab. Das Beschwerdegremium besteht aus mehreren Personen 
und ist offiziell benannt. 
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Das Beschwerdegremium besteht permanent und wird durch die Hochschulleitung festgelegt. 
Es ist aus mind. 2 Personen geschlechtsparitätisch besetzt und berücksichtigt verschiedene 
Interessensgruppen der Hochschule (professorales und wissenschaftsstützendes Personal, 
sowie im Bedarfsfall Studierende). Bei Bedarf können weitere Personen hinzugezogen 
werden. Aufgabe des Beschwerdegremiums ist die objektive Prüfung der Sachlage, sowie ggf. 
Erarbeitung eines Vorschlags bezüglich Maßnahmen und Sanktionen zur Vorlage für die 
Hochschulleitung. 

Von nun an ist die Ansprechperson ausschließlich für die Betreuung der betroffenen Person 
(Beschwerdeführer/in) zuständig und ist in den weiteren Prozess nicht mehr involviert.  

8.2.5 Unterrichtung der Person, gegen die Beschwerde eingereicht wird  

Das Beschwerdegremium unterrichtet die Partei, gegen die sich die Beschwerde richtet, über 
den Gegenstand der Beschwerde und fordert sie auf, innerhalb von höchstens 6 Wochen dazu 
eine Stellungnahme zu verfassen. Die Person, gegen die Beschwerde eingereicht wurde, wird 
über ihre Rechte und Pflichten und den Ablauf des Beschwerdeverfahrens umfassend 
unterrichtet. 

8.2.6 Erfassung und Dokumentation des Sachverhalts 

Das Beschwerdegremium erfasst und dokumentiert den Sachverhalt. Hierfür bekommt sie 
Ressourcen (zeitlich, ggf. finanziell) zur Verfügung gestellt.  

Es gilt der Rechtsgrundsatz der Unschuldsvermutung. Die Persönlichkeitsrechte aller 
Beteiligten (auch Zeuginnen und Zeugen) werden respektiert. Alle Beteiligten haben das Recht 
Vertrauenspersonen zu Gesprächen hinzuzuziehen.  

8.2.7 Mitteilung an die Hochschulleitung 

Nachdem das Beschwerdegremium den Sachverhalt geprüft und die Beschwerde für valide 
nach §1 AGG bzw. Art. 25 Abs. 1 oder Abs. 2 BayHIG eingeschätzt hat, teilt sie der 
Hochschulleitung das Ergebnis mit. Des Weiteren gibt sie eine Empfehlung zum weiteren 
Verfahren und möglichen Maßnahmen und Sanktionen.  

8.2.8 Prüfung durch die Hochschulleitung und Entscheidung  

Die Hochschulleitung erhält die Beschwerde nach Prüfung mit entsprechenden Vorschlägen 
für folgende Maßnahmen und Sanktionen.  

Innerhalb von 3 Wochen gibt sie dem Beschwerdegremium Rückmeldung hierzu. Wenn Sie 
den Vorschlägen der Beschwerdestelle nicht Folge leistet, hat sie dies schriftlich zu begründen. 
Die Hochschulleitung sichert eine zeitnahe Bearbeitung und die Bereitstellung von 
notwendigen Ressourcen zu.  

8.2.9 Recht auf Auskunft 

Während des Verfahrens haben alle beteiligten Parteien das Recht, den aktuellen Stand des 
Verfahrens zu erfragen und Auskunft darüber zu erhalten. 

Am Ende des Verfahrens teilt das Beschwerdegremium das Ergebnis des Verfahrens und die 
Begründung den beiden beteiligten Parteien unverzüglich mit. Dies geschieht unaufgefordert 
und in schriftlicher Form.  
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8.2.10 Dokumentation  

Der gesamte Verfahrensablauf wird vom Beschwerdegremium dokumentiert und 
datenschutzkonform gesichert.  

8.2.11 Zurückziehung oder Aussetzung des Verfahrens  

Die Beschwerde führende Person kann auch während des Verfahrens ihre Beschwerde 
zurückziehen oder eine Aussetzung des Verfahrens in schriftlicher Form beantragen, sofern 
kein akuter Handlungsbedarf durch die Hochschulleitung besteht, z.B. bei Gefahr im Verzug 
oder anderen dienstrechtlichen Vorgaben.  

8.3 Maßnahmen und Sanktionen  

Die im Folgenden festgeschriebenen Maßnahmen und Sanktionen machen deutlich, dass die 
Hochschule Kempten sexuelle Belästigung, sexualisierte Gewalt und Diskriminierung in keiner 
Form duldet.  

Im Falle eines in Ziffern 3 und 4 beschriebenen Übergriffs wird eine Beschwerde, die über die 
in Ziffer 9 beschriebenen Wege erfolgt ist, folgendermaßen behandelt und gegebenenfalls die 
Position der beschuldigten Person dienst-, arbeits- und hochschulrechtlich sanktioniert: 

8.3.1 Informelle Maßnahmen 

Möglich ist ein informelles Gespräch zwischen den beiden beteiligten Parteien, wenn 
erwünscht mit einer Vertrauensperson. 

Möglich ist ein Gespräch durch Vorgesetzte und/oder einer Person aus Ziffern 9.1.3 oder 9.1.4 
mit dem oder der Beschuldigten mit dem Hinweis auf das Verbot von sexueller Belästigung, 
sexualisierter Gewalt und Diskriminierung.  

8.3.2 Formelle Maßnahmen  

Je nach dienst-, arbeits- und hochschulrechtlicher Position der beschuldigten Person unter 
Einschaltung des Präsidenten/der Präsidentin und/oder Kanzlers/Kanzlerin sind folgende 
formelle Maßnahmen und Sanktionen bei vorliegender Voraussetzung, insbesondere klarem 
Sachverhalt zu erwägen:  

- Durchführung eines formellen Dienstgesprächs, 
- mündliche und schriftliche Belehrung, 
- schriftliche Abmahnung, 
- Versetzung an einen anderen Arbeitsplatz innerhalb und außerhalb der 

Hochschule,  
- Ausschluss aus einer Lehrveranstaltung,  
- Ausschluss von der Nutzung von Hochschuleinrichtungen, 
- Hausverbot,  
- Exmatrikulation,  
- Ordentliche und fristlose Kündigung,  
- Einleitung eines Disziplinarverfahrens und Verhängung von 

Disziplinarmaßnahmen, welche Verweise, Geldbußen, Gehaltskürzungen, 
Versetzung oder die Entfernung aus dem Dienst umfassen können,  

- Strafanzeige durch die Hochschulleitung.  
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Diese Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Voraussetzungen und Verfahren 
der Sanktionen richten sich im Einzelnen nach den einschlägigen Bestimmungen, je nach 
Position der beschuldigten Person im Hochschulkontext.  

Der Schutz der beteiligten Personen muss gewährleistet sein. Die Hochschulleitung ergreift 
vorläufige Maßnahmen, um diesen Schutz zu gewährleisten, wenn die beteiligten Personen es 
wünschen. Beteiligte haben das Recht, sich in informellen und formellen Maßnahmen und 
Sanktionen vertreten zu lassen.  

Die Hochschule bemüht sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten den beteiligten Personen 
psychologische und juristische Unterstützung zukommen zu lassen.  

9. Inkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Verabschiedung durch den Senat am 11.07.2023 in Kraft. Die 
Richtlinie wird hochschulintern veröffentlicht und es wird auf sie hingewiesen.   
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